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1. Aufstellung der 12. Änderung des Flächennutzungsplanes 
 
1.1 Verfahrensablauf 

Die Gemeinde Katlenburg-Lindau hat am 14.5.1996 die Aufstellung der 12. Änderung des 
Flächennutzungsplanes beschlossen. Die Beteiligung der Träger öffentlicher Belange 
gemäß § 4 (1) BauGB und die frühzeitige Bürgerbeteiligung gemäß § 3 (1) BauGB 
wurden im Oktober/November 1996 durchgeführt. Im Herbst 1997 war der Beschluß zur 
öffentlichen Auslegung gemäß § 3 (2) BauGB gefaßt worden; die Auslegung wurde aber 
nicht durchgeführt, weil parallel Planungsverfahren zum Bau einer Umgehungsstraße 
Lindaus im Zuge der Bundesstraße 247 liefen. Diese Planverfahren sind nicht zum 
Abschluß gebracht worden; im Gegenteil sieht der Entwurf des neuen Bundesverkehrs-
wegeplanes eine Einstufung der Ortsumgehung in den sogenannten weiteren Bedarf. 
Danach wäre mit einer Verwirklichung in den nächsten zwölf Jahren nicht zu rechnen. 
Angesichts dessen und nachdem die Planung zur 12. Flächennutzungsplanänderung 
bereits seit bald sechs Jahren ruht, wird die Notwendigkeit einer weiteren Zurückstellung 
der gemeindlichen Planung nicht mehr gesehen. 

Da seit dem Auslegungsbeschluß gemäß § 3 (2) BauGB im Herbst 1997 Neuwahlen des 
Gemeinderates stattgefunden haben und seit dem eine lange Zeit verstrichen ist, wird der 
Änderungsentwurf erneut zum Auslegungsbeschluß vorgelegt. 

 
1.2 Planbereich 

Der Planbereich befindet sich im Nordosten des Ortsteils Lindau zwischen Kreuzkirchen-
straße und Schützenallee. 

 
 
2. Ziel und Zweck der Planung (Planungsabsicht) 

Der östliche Änderungsbereich wird bereits gewerblich genutzt. Hier sind eine Baufirma 
sowie eine Firma für Altholz-Sortierung und Verwertung vorhanden, die die rückwärtigen 
Grundstücksteile jeweils als Lagerfläche nutzen. Durch diese Änderung soll insofern eine 
Angleichung von Flächennutzungsplanung und tatsächlicher Nutzung erfolgen. Zusätz-
liche Flächen, die bislang durch die genannten Betriebe noch nicht genutzt werden, wer-
den nicht mit in die Darstellung einer gewerblichen Baufläche aufgenommen, so daß eine 
zusätzliche Inanspruchnahme von Natur und Landschaft in diesem Bereich nicht eintreten 
wird. Die im Zuge dieser Änderung erweiterte gewerbliche Baufläche wird nach Westen 
durch eine dichte Bepflanzung abgeschirmt, die zu erhalten ist. 

Im westlichen Änderungsbereich ist in Ergänzung der vorhandenen Bebauung auf der 
Ostseite der Kreuzkirchenstraße eine geringfügige Erweiterung der Wohnbaufläche vor-
gesehen. Dadurch können zwei bis vier zusätzliche Wohnhäuser entstehen, durch die 
zwischen dem rechtskräftig beplanten Baugebiet Ahnewende im Westen und der vor-
handenen Bebauung innerhalb der gewerblichen Baufläche im Osten eine gewisse Ab-
rundung der Ortslage bedeuten. Nachdem dieser Bereich direkt an der verlängerten 
Kreuzkirchenstraße liegt, sind keine zusätzlichen Erschließungsflächen erforderlich, so 
daß mit wenig Aufwand eine Bebauung in kleinem Maßstab ermöglicht werden kann. 
Zwar werden im Rahmen der 11. Änderung des Flächennutzungsplanes bereits einige 
neue Wohnbauflächen bereitgestellt, aber hier handelt es sich um eine mögliche Eigen-
nutzung, die von der betroffenen Fläche her unwesentlich ist und nicht ins Gewicht fällt. 
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Der Bereich wird bislang als Acker genutzt, ist eben und weist keinerlei wertvollen Be-
wuchs auf. Zur freien Landschaft hin ist der Bereich bei einer Bebauung durch das An-
pflanzen von Laubgehölzen einzugrünen. 

Die Ver- und Entsorgung ist durch Verlängerung der entsprechenden Anlagen in der 
Kreuzkirchenstraße möglich. 

Hinsichtlich des Immissionsschutzes wurde ein "Schalltechnisches Gutachten zu den Ge-
räuschemissionen und -immissionen einer Altholz Sortier- und Verwertungsanlage" durch 
den TÜV Hannover/Sachsen-Anhalt erstellt, nach dem der Betrieb auch in der vorhande-
nen bzw. durch die zusätzlichen Wohnhäuser zu erweiternden Nachbarschaft unter Be-
rücksichtigung der einschlägigen Richtlinien verträglich ist, wenn bestimmte technische 
Voraussetzungen auf dem Betriebsgelände eingehalten werden. Da die neu geplante 
Wohnbaufläche nicht näher an den Betrieb heranrückt als die vorhandene Wohnbe-
bauung, ist nicht die Neuplanung Auslöser für die als notwendig erkannten Maßnahmen, 
sondern sie sind auch unabhängig von dieser Flächennutzungsplanung erforderlich, wenn 
der Immissionsschutz für die vorhandene Wohnbebauung eingehalten werden soll. Die 
Neuplanung löst somit keine zusätzlichen Konflikte aus, sondern die Lösung bestehender 
Konflikte wird durch die Planung vorangebracht. Das Gutachten wird in der Anlage bei-
gefügt. 

Zwischen der Wohnbaufläche und der gewerblichen Baufläche wird weitestgehend die 
Fläche für die Landwirtschaft belassen und lediglich zugunsten der zeichnerischen Ab-
rundung des Änderungsbereiches erneut so wie bislang dargestellt. Lediglich im Süden 
werden private Grünflächen für Hausgärten ausgewiesen, weil es sich hier um Flächen 
handelt, die zu den benachbarten Baugrundstücken gehören. Die Zuwegung zu der land-
wirtschaftlichen Fläche muß auf privater Grundlage gesichert werden; eine öffentliche Er-
schließung ist nicht möglich. Die Flächennutzungsplanung steht dem nicht entgegen. 

In der auf der folgenden Seite dargestellten bisherigen Fassung des Flächennutzungs-
planes ist eine falsche Grenze des Landschaftsschutzgebietes dargestellt; die korrekte 
Grenze ist in der Planzeichnung der Änderung mit enthalten, um deutlich zu machen, daß 
der Landschaftsschutz durch diese Planung nicht berührt wird. Das Gleiche trifft im übri-
gen für das Überschwemmungsgebiet zu. 

Die Planung einer Ortsumgehungsstraße für Lindau wird durch die vorliegende Planung 
nicht behindert, weil der Änderungsbereich im Westen und Osten von vorhandenen bzw. 
rechtlich abgesicherten baulichen Nutzungen umgeben ist. Daß die Umgehungsstraße 
genau durch das Neubaugebiet "Ahnewende" und die vorhandenen Betriebsgelände so-
wie östlich angrenzend über das Dorfgemeinschaftshaus geführt wird, ist aus Sicht der 
Gemeinde Katlenburg-Lindau nicht vorstellbar. 

Der Änderungsbereich hat eine Größe von ca.1,56 ha; davon sind ca.0,78 ha gewerbliche 
Baufläche, ca.0,34 ha Wohnbaufläche, ca.0,29 ha private Grünfläche- Hausgärten und 
ca. 0,15 ha Fläche für die Landwirtschaft. 
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Ausschnitt Flächennutzungsplan mit eingearbeiteten 2. und 10. Änderungen, M 1:5.000 
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Flächennutzungsplan, 12. Änderung, M 1:5.000 
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Präambel 
 
Aufgrund des § 1 Abs. 3 des Baugesetzbuches(BauGB) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 27. August 1997 (BGBl. I S. 2141), in der zuletzt geltenden 
Fassung i. V. m. § 40 / § 72 Abs. 1 Nr. 1 der Niedersächsischen Gemeindeordnung 
(NGO) i.d.F. vom 22.08.1996 (Nds. GVBl. S. 382) in der zuletzt geltenden Fassung 
hat der Rat der Gemeinde die 12. Änderung des Flächennutzungsplanes, be-
stehend aus der Planzeichnung, beschlossen. 
 
Katlenburg – Lindau, den 08. JUNI 2004 
 
(Siegel) 
                                                 gez. Braun                            gez. Hagerodt 
                                                 Bürgermeister                       Gemeindedirektor 
__________________________________________________________________ 
 
Der VA/Rat der Gemeinde hat in seiner Sitzung am 14.5.1996 die Aufstellung der 
Änderung des Flächennutzungsplanes beschlossen. 3) 
Der Aufstellungsbeschluß wurde gem. § 2 Abs. 1 BauGB am 15.10.1996 ortsüblich 
bekanntgemacht. 
 
Katlenburg – Lindau, den 08. JUNI 2004 
 
                  (Siegel)                                                                gez. Hagerodt 
                                                                                              Gemeindedirektor 
__________________________________________________________________ 
 
Kartengrundlage: Deutsche Grundkarte, M. 1:5.000 
Vervielfältigungserlaubnis: erteilt durch das Katasteramt Northeim 
  am 24.5.1996 / A – 1115/1996 
__________________________________________________________________ 
 
Der Entwurf der Änderung des Flächennutzungsplanes wurde ausgearbeitet von: 
 
Hannover im August 1996 
 

 
 
 
 
 
                                                                             gez. Keller 
 
__________________________________________________________________ 
 
Der VA/Rat der Gemeinde hat in seiner Sitzung am 5.6.1997/24.4.2003 dem 
Entwurf der Änderung des Flächennutzungsplanes und des Erläuterungsberichtes 
zugestimmt und die öffentliche Auslegung gem. § 3 Abs. 2 BauGB beschlossen. 
Ort und Dauer der öffentlichen Auslegung wurden am 03.06.2003 ortsüblich 
bekanntgemacht. 
Der Entwurf der Änderung des Flächennutzungsplanes und des Erläuterungs-
berichtes haben vom 20.6.2003 bis zum 21.7.2003 gem. § 3 Abs. 2 BauGB 
öffentlich ausgelegen. 
 
Katlenburg – Lindau, den 08. JUNI 2004 
 
 
 
                  (Siegel)                                                                gez. Hagerodt 
                                                                                              Gemeindedirektor 
__________________________________________________________________ 
 
Der VA/Rat der Gemeinde hat in seiner Sitzung am                      dem geänderten 
Entwurf der Änderung des Flächennutzungsplanes und des Erläuterungsberichtes 
zugestimmt und die öffentliche Auslegung mit der Einschränkung gem. § 3 Abs. 3, 
Satz 1, 2. Halbsatz BauGB und mit einer verkürzten Auslegungszeit gemäß § 3 
Abs. 3 Satz 2 BauGB beschlossen. 4) 
Ort und Dauer der öffentlichen Auslegung wurden am                       ortsüblich 
bekanntgemacht. 
Der Entwurf der Änderung des Flächennutzungsplanes und des Erläuterungs-
berichtes haben vom                         bis zum                            erneut gem. § 3 Abs. 
2 BauGB öffentlich ausgelegen. 
 
Katlenburg – Lindau, den 
 
                  (Siegel) 
                                                                                              Gemeindedirektor 
__________________________________________________________________ 
 
Der VA/Rat der Gemeinde hat in seiner Sitzung am                    dem geänderten 
Entwurf der Änderung des Flächennutzungsplanes und des Erläuterungsberichtes 
zugestimmt und die eingeschränkte Beteiligung gem. § 3 Abs. 3 Satz 3 BauGB 
beschlossen. 4) 
Den Beteiligten im Sinne von § 13 Nr. 2 BauGB wurde vom                           bis 
zum                           Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben. 
 
Katlenburg – Lindau, den 
 
                  (Siegel)                                  
                                                                                            Gemeindedirektor 

 
 
 
 
Der VA/Rat der Gemeinde hat nach Prüfung der vorgebrachten Anregungen 
gem. § 3 Abs. 2 BauGB die Änderung des Flächennutzungsplanes nebst 
Erläuterungsbericht in seiner Sitzung am 17.5.2004 beschlossen. 

 
Katlenburg – Lindau, den 08. JUNI 2004 
 
                  (Siegel)                                                            gez. Hagerodt 
                                                                                          Gemeindedirektor 
________________________________________________________________ 
 
Die 12. Änderung des Flächennutzungsplanes ist mit Verfügung 
                               
(Az.: 204.1.21101-55007-012/812) 
vom heutigen Tage unter Auflagen/mit Maßgaben 2) gem. § 6 BauGB teilweise 
enehmigt 2). 
Die kenntlich gemachten Teile sind gem. § 5 Abs. 1 Satz 2 BauGB von der 
Gemeinde aus der Änderung des Flächennutzungsplanes ausgenommen. 2) 
 
Braunschweig, den 01.07.2004 
 
                  (Siegel) 
 
                                                                           Bezirksregierung Braunschweig 
                                                                                        im Auftrage 
                                                                                        gez. Rasch 
 
________________________________________________________________ 
 
Der VA/Rat der Gemeinde ist den in der Genehmigungsverfügung vom 
                      /Az.:                                         ) aufgeführten Auflagen/Maßgaben 
2) in seiner Sitzung am                         beigetreten. 4) 
Die Änderung des Flächennutzungsplanes hat zuvor wegen der Auf-
lagen/Maßgaben2) vom                    bis                    öffentlich ausgelegen. 4) 
Ort und Dauer der öffentlichen Auslegung wurden am                     ortsüblich 
bekanntgemacht. 4) 
Wegen der Auflagen/Maßgaben 2) hat die Samtgemeinde zuvor eine ein-
geschränkte Beteiligung gem. § 3 Abs. 3 Satz 3 BauGB durchgeführt. Den 
Beteiligten wurde vom                       bis zum                      Gelegenheit zur 
Stellungnahme gegeben. 4) 
 
Katlenburg – Lindau, den 
 
                  (Siegel) 
                                                                                          Gemeindedirektor 
________________________________________________________________ 
Die Erteilung der Genehmigung der Änderung des Flächennutzungsplanes ist 
gem. § 6 Abs. 5 BauGB am 23. JULI 2004 ortsüblich bekanntgemacht worden. 
Die Änderung des Flächennutzungsplanes ist damit am 23. JULI 2004 wirksam 
geworden.  
 
Katlenburg – Lindau, den 28. JULI 2004 
                  (Siegel)                                                           gez. Hagerodt 
                                                                                         Gemeindedirektor 
________________________________________________________________ 
 
Innerhalb eines Jahres nach Wirksamwerden der Änderung des 
Flächennutzungsplanes ist die Verletzung von Verfahrens- oder 
Formvorschriften gem. § 214 Abs. 1 Nr. 1 und 2 BauGB beim Zustandekommen 
der Änderung des Flächennutzungsplanes nicht 2) geltend gemacht worden. 
 
Katlenburg – Lindau, den 
 
                  (Siegel) 
                                                                                          Gemeindedirektor 
________________________________________________________________ 
 
Innerhalb von sieben Jahren nach Wirksamwerden der Änderung des Flächen-
nutzungsplanes sind Mängel in der Abwägung nicht 2) geltend gemacht worden. 
 
Katlenburg – Lindau, den 
 
                  (Siegel) 
                                                                                          Gemeindedirektor 
________________________________________________________________ 
 
Anmerkung 
1)  Bei Änderung, Ergänzung oder Aufhebung sind Präambel und Verfahrens-

vermerke sinngemäß zu fassen. 
2) Nichtzutreffendes streichen 
3) Nur wenn ein Aufstellungsbeschluß gefaßt wurde 
4) Nur soweit erforderlich 
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